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Ergänzungsblätter zum Buch

Arbeitskräfteüberlassungsgesetz
2. Auflage

Der Novellenspiegel ist zu ergänzen:

BGBl. I Nr. 132/2021 (GP XXVII IA1667/A AB 910)
BGBl. I Nr. 174/2021 (Art. 2; GP XXVII RV 943 AB 1011)

§ 1 Abs. 2 Z 2  hat zu lauten:
2. die Überlassung von Arbeitern, die dem Landarbeitsgesetz 2021 (LAG

2021), BGBl. I Nr. 78/2021, unterliegen.

§ 1 Abs. 2a Einleitung  hat zu lauten:
(2a) Auf die Überlassung von Angestellten, die dem Landarbeitsgesetz 2021

unterliegen, sind nicht anzuwenden:

§ 10 Abs. 5  hat zu lauten:
(5) Bei Kündigung des Vertrages zwischen Arbeitskraft und Überlasser ist eine

Kündigungsfrist von 14 Tagen einzuhalten, sofern nicht durch Gesetz, Normen der
kollektiven Rechtsgestaltung oder Arbeitsvertrag eine längere Frist festgesetzt ist.
Durch Kollektivvertrag können von § 1159 des Allgemeinen bürgerlichen Gesetz-
buches (ABGB), JGS Nr. 946/1811, abweichende Regelungen festgelegt werden.

§ 12a Abs. 2 und Abs. 3 wurden angefügt:
(2) Der Beschäftiger von grenzüberschreitend nach Österreich überlassenen

Arbeitskräften hat deren Arbeitgeber über die für diese geltenden gesetzlichen
arbeitsrechtlichen Regelungen und die für deren Entlohnung geltenden kollektiv-
vertraglichen Bestimmungen zu informieren.

(3) Der Beschäftiger hat die Entsendung oder Überlassung einer überlassenen
Arbeitskraft in einen anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union, einen ande-
ren Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder
die Schweiz davor dem Überlasser mitzuteilen.

§ 23 Abs. 26 und Abs. 27 wurden angefügt:
(26) § 10 Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 132/2021 tritt

mit dem Tag in Kraft, mit dem die Änderung des § 1159 ABGB, JGS Nr. 946/1811 in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 153/2017 in Kraft tritt.



Ergänzungsblätter

2

(27) Die §§ 1 Abs. 2 Z 2, 1 Abs. 2a, 12a in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. I Nr. 174/2021 treten mit 1. September 2021 in Kraft und sind auf Sachverhal-
te anzuwenden, die sich nach dem 31. August 2021 ereignen. § 12a in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 174/2021 gilt nicht für Arbeitnehmer im Sinne des
§ 1 Abs. 9 LSD-BG.


